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Abschrift 


An den Vorsitzenden 

des Vermittlungsausschusses des Deutschen Bundestages 
und des Bundesrates 

Herrn Bundestagsabgeordneten Kiesinger 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 164. Sit- 
zung am 19. Oktober 1956 beschlossen hat, hinsichtlich des vom 
Deutschen Bundestag am 11. Oktober 1956 verabschiedeten 


Gesetzes über Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Verkehrsrechts und Verkehrshaftpflichtrechts 
- Drucksachen 2700, 1265 - 


zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen Grün- 
den einberufen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes seiner Zustimmung bedarf. 


gez. Dr. Sieveking 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 11. Oktober 1956 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Dr. Sieveking 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



BUNDESRAT 


Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiete des Verkehrsrechts 
und Verkehrshaftpflichtrechts 


l.Zu Artikel 1 Nr. 2 

In Artikel 1 Nr. 2 ist nach Buchstabe d fol- 
gender neuer Buchstabe e einzufügen: 

,e) In § 6 Abs. 1 wird nach Nummer 4 fol- 
gende neue Nummer 4 a eingefügt: 

„4 a, die karteimäßige Erfassung von 
rechtskräftigen Entscheidungen der 
Strafgerichte, soweit sie wegen 
einer in Zusammenhang mit der 
Teilnahme am Straßenverkehr be- 
gangenen, mit Strafe bedrohten 
Handlung auf Strafe oder andere 
gerichtliche Maßnahmen erkennen 
oder einen Schuldspruch enthalten; 
die Kartei darf nur für Zwecke der 
Strafverfolgung, für Maßnahmen 
auf Grund dieses Gesetzes oder 
der auf ihm beruhenden Rechts- 
vorschriften und für die Vorberei- 
tung von Rechts- und allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften auf dem 
Gebiet des Straßenverkehrs ver- 
wertet werden; Eintragungen in 
die Kartei sind spätestens zu til- 
gen, wenn nach gesetzlicher Vor- 
schrift die entsprechenden Ver- 
merke im Strafregister der be- 
schränkten Auskunft unterworfen 
oder dort zu tilgen sind; für die 
Tilgung von Eintragungen, die im 
Strafregister nicht vermerkt wer- 
den, ist eine entsprechende, jedoch 
für den Betroffenen günstigere 
Regelung zu treffen;“ ‘; 

Buchstaben e und f werden Buchstaben f 
und g. 


2. Zu Artikel 4 a (neu) 

Nach Artikel 4 ist folgender neuer Ar- 
tikel 4 a einzufügen: 

, A r t i k e 1 4 a 

In § 2 des Gesetzes über die Errichtung 
eines Kraftfahrt-Bundesamtes vom 4. Au- 
gust 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 488) wird 
nach Nummer 4 eingefügt: 

„4 a. die Führung der in § 6 Abs. 1 Nr. 4 a 
des Straßenverkehrsgesetzes vorge- 
sehenen Kartei;“ 

Begründung 

Auf die Einführung der sogenannten Ver- 
kehrssünderkartei kann nicht verzichtet wer- 
den. Die karteimäßige Erfassung aller rechts- 
kräftigen Entscheidungen der Strafgerichte 
über Verkehrsdelikte an einer zentralen Stelle 
ist ein geeignetes und unentbehrliches Hilfs- 
mittel für die Ermittlung derjenigen Per- 
sonen, die fortlaufend gegen die Veukehrs- 
bestimmungen verstoßen. Dadurch wird die 
Möglichkeit geschaffen, solche Personen von 
der Führung von Kraftfahrzeugen auszu- 
schließen. Außerdem können auf diese Weise 
Unterlagen beschafft werden, die für die Ver- 
kehrserziehung und für gesetzgeberische und 
verwaltungsmäßige Maßnahmen zur Hebung 
der Sicherheit des Straßenverkehrs erforder- 
lich sind. 

Die gegen die Verkehrssünderkartei geltend 
gemachten Bedenken können nicht ins Ge- 
wicht fallen, wenn es sidi darum handelt, 
dem ständigen Ansteigen der Unfälle im 
Straßenverkehr wirksam entgegenzutreten 



und insbesondere die erschreckend hohe Zahl 
der Unfalltoten herabzumindern. Eine miß- 
bräuchliche Verwendung der Kartei kann 
ohne weiteres vermieden werden. Auch be- 
stehen gegen die Zuverrässigikeit der Kartei- 
führung keine Bedenken. Dem Einwand, daß 
die Angaben der Kartei eine Atmosphäre ge- 
gen den Angeklagten schaffen, ist entgegen- 
zuhalten, daß der gleiche Gesichtspunkt dann 
auch für das Strafregister gelten würde. Im 
übrigen soll die Verkehrssünderkartei weni- 
ger ein Hilfsmittel für die Gerichte sein, son- 
dern in erster Linie eine Grundlage für die 


Maßnahmen der Verwaltungsbehörden dar- 
stellen. 

Der Verwaltungsaufwand, der durch die Ein- 
richtung der Kartei entsteht, ist gering zu 
veranschlagen gegenüber der zu erwartenden 
Verminderung von Verkehrsunfällen. 

Mit der Einführung der Verkehrssicherheits- 
kartei kann nicht mehr länger gewartet wer- 
den. Sie ist das Kernstück des vorliegenden 
Gesetzentwurfs. Ein weiteres Hinaussdiieben 
der Entscheidung hierüber erscheint nicht 
vertretbar. 
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